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Änderungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und SPD  
zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
 

Entwurf eines Gesetzes zur besseren Verhinderung miss
bräuchlicher Anerkennungen der Vaterschaft 

- Drucksache 21/4081 - 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 21/4081 mit folgenden Maßgaben, 

im Übrigen unverändert anzunehmen: 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 1 wird die folgende Nummer 2 eingefügt: 

2. ‚ In § 11 Absatz 7 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe „§ 29a Absatz 
1 oder § 29b Absatz 3 des Asylgesetzes“ durch die Angabe „§ 29a 
Absatz 1 des Asylgesetzes oder nach § 30 des Asylgesetzes in 
Verbindung mit Artikel 42 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe e 
oder Artikel 42 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Verord
nung (EU) 2024/1348“ ersetzt.‘ 

b) Die bisherige Nummer 2 wird zu Nummer 3. 

c) Die bisherige Nummer 3 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt: 

4. ‚ § 60a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 4 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 

„Sofern nach § 85a die Zustimmung der Ausländerbehörde 
zu einer Anerkennung der Vaterschaft erforderlich ist, wird 
die Abschiebung des ausländischen Anerkennenden, der 
ausländischen Mutter oder des ausländischen Kindes ab dem 
Zeitpunkt der Antragstellung nach § 85c Absatz 1 Satz 1 
ausgesetzt, solange bis das Verfahren nach den §§ 85a bis 
85c durch Entscheidung der Ausländerbehörde abgeschlos
sen ist.“ 

b) In Absatz 6 Satz 1 Nummer 3 wird die Angabe „§§ 29a und 
29b oder § 29b des Asylgesetzes“ durch die Angabe „den §§ 
29a oder 29b des Asylgesetzes oder nach Artikel 62 Absatz 
1 bis 1b der Verordnung (EU) 2024/1348“ ersetzt und die 
Angabe „einer Beratung nach“ gestrichen.‘ 

d) Die bisherige Nummer 4 wird zu Nummer 5. 

e) Die bisherige Nummer 5 wird zu Nummer 6 und wird wie folgt geän
dert: 

aa) § 85a wird wie folgt geändert: 
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aaa) Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 wird durch die folgende Num
mer 2 ersetzt: 

2. „ ausreisepflichtig ist, es sei denn, sie besitzt eine Be
schäftigungsduldung nach § 60d,“. 

bbb) Absatz 2 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 
ersetzt: 

4. „ der Anerkennende und die Mutter im Zeitpunkt der 
öffentlichen Beurkundung der Anerkennungserklä
rung seit mindestens 14 Monaten mit gemeinsa
mem Hauptwohnsitz in einem deutschen Meldere
gister geführt werden und sie unter diesem Haupt
wohnsitz seit mindestens 14 Monaten in einem ge
meinsamen Haushalt in einer Wohnung zusammen
leben; die Frist beginnt mit der Eintragung in das 
Melderegister.“ 

bb) § 85b Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 
1 ersetzt: 

1. „ sie zum Zeitpunkt des Antrags auf Zustimmung seit mindes
tens acht Monaten in einem gemeinsamen Haushalt woh
nen,“. 

f) Die bisherigen Nummern 6 bis 8 werden zu den Nummern 7 bis 9. 

2. In Artikel 2 Nummer 2 wird § 1598 wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird durch die folgende Überschrift ersetzt: 

„§ 1598 

Unwirksamkeit von Anerkennung und Zustimmung; sorgerechtliche 
Begleitregelung“.  

b) Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 

„Anerkennung und Zustimmung sind nur dann unwirksam, wenn sie 
den Erfordernissen nach § 1594 Absatz 2, 3 und 5 und den §§ 1595 bis 
1597 nicht genügen.“ 

3. In Artikel 4 Nummer 3 wird § 44b Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe c durch 
den folgenden Buchstaben c ersetzt: 

c) „ im Zeitpunkt der öffentlichen Beurkundung der Anerkennungserklä
rung der Anerkennende und die Mutter seit mindestens 14 Monaten in 
einem deutschen Melderegister mit gemeinsamem Hauptwohnsitz ge
führt werden und sie über das Zusammenleben seit mindestens 14 Mo
naten in einem gemeinsamen Haushalt in einer Wohnung eine Erklä
rung an Eides statt abgegeben haben.“ 

4. Nach Artikel 6 werden die folgenden Artikel 7 bis 10 eingefügt: 
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Artikel 7‚  

Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 

Das Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970, 
3621), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 29. März 2026 (BGBl. 
2026 I Nr. 84) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Nach § 102 Absatz 2 wird der folgende Absatz 3 eingefügt: 

(3) „ Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für bürgerliche Rechtsstrei
tigkeiten, die sich aus den §§ 41f oder 41g ergeben oder deren Ent
scheidung ganz oder teilweise von einer Entscheidung abhängt, die 
nach den §§ 41f oder 41g zu treffen ist.“ 

Artikel 8 

Änderung des KRITIS-Dachgesetzes 

Das KRITIS-Dachgesetz vom 11. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 66) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt: 

2. „ ist „Anlage“ eine Betriebsstätte, sonstige ortsfeste Installation, 
Maschine, Gerät, sonstige ortsveränderliche technische Installa
tion oder Software und IT-Dienste; für Software und IT-Dienste, 
die nicht unmittelbar der Steuerung, Überwachung oder Unter
stützung physischer Prozesse der Erbringung kritischer Dienst
leistungen dienen, gelten ausschließlich die Vorgaben des BSI-
Gesetzes;“. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 4 wird gestrichen. 

bb) Die Nummern 5 bis 12 werden zu den Nummern 4 bis 11. 

cc) Nummer 13 wird zu Nummer 12 und die Angabe „Num
mern 1 bis 12“ wird durch die Angabe „Nummern 1 
bis 11“ersetzt. 

b) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „Nummer 1 bis 12“ durch die 
Angabe „Nummer 1 bis 11“ ersetzt. 

3. In § 5 Absatz 3 Satz 1 und 2 wird jeweils die Angabe „,falls für die 
betroffene Dienstleistung eine Behörde des Bundes die zuständige Be
hörde ist“ gestrichen. 

4. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird durch den folgenden Absatz 1 ersetzt: 

(1) „ Ein Betreiber kritischer Anlagen ist verpflichtet, spä
testens drei Monate, nachdem eine Anlage als kritische Anlage 
gilt, dem Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophen
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hilfe über eine gemeinsam vom Bundesamt für Sicherheit in der 
Informationstechnik und dem Bundesamt für Bevölkerungs
schutz und Katastrophenhilfe eingerichtete Registrierungsmög
lichkeit folgende Angaben zu übermitteln: 

1. den Namen des Betreibers kritischer Anlagen, einschließlich 
der Rechtsform und, falls einschlägig, die Handelsregister
nummer, 

2. die Anschrift und aktuelle Kontaktdaten des Betreibers kri
tischer Anlagen, einschließlich der E-Mail-Adresse und der 
Telefonnummer, 

3. den Namen oder eine referenzierbare Bezeichnung der kriti
schen Anlage, 

4. den Sektor und, falls einschlägig, die Branche, zu dem oder 
zu der die kritische Anlage gehört, sowie die kritische 
Dienstleistung, für deren Erbringung die Anlage erheblich 
ist, 

5. soweit einschlägig, die Kategorie der kritischen Anlage und 
deren Werte zum Versorgungsgrad gemäß der Rechtsver
ordnung nach § 5 Absatz 1 Satz 1, den Standort der kriti
schen Anlagen und deren Versorgungsgebiet sowie deren öf
fentlichen IP-Adressbereiche, 

6. falls einschlägig, eine Auflistung der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union, in denen oder für die der Betreiber kri
tischer Anlagen wesentliche Dienste im Sinne des Artikels 2 
Nummer 5 der Richtlinie (EU) 2022/2557 in der Fassung 
vom 14. Dezember 2022 und des Artikels 2 der Delegierten 
Verordnung (EU) 2023/2450 in der Fassung vom 25. Juli 
2023 erbringt, unter Angabe, welche wesentlichen Dienste 
er in welchen oder für welche Mitgliedstaaten erbringt, 

7. eine Kontaktstelle, über die der Betreiber kritischer Anlagen 
erreichbar ist; in Bezug auf Maßnahmen nach dem BSI-Ge
setz ist die jederzeitige Erreichbarkeit zu gewährleisten, so
wie 

8. die bei ihm zum Einsatz kommenden Typen von kritischen 
Komponenten gemäß § 2 Nummer 23 des BSI-Gesetzes.“ 

b) Absatz 5 wird durch den folgenden Absatz 5 ersetzt: 

(5) „ Dem Betreiber kritischer Anlagen werden der Ab
schluss des Registrierungsprozesses und die zuständige Behörde 
durch das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophen
hilfe schriftlich oder elektronisch mitgeteilt. Die Mitteilung soll 
innerhalb von vier Wochen übermittelt werden. Das Bundesamt 
für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe übermittelt dem 
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik und der je
weils zuständigen Behörde unverzüglich nach Abschluss der Re
gistrierung alle Registrierungsdaten. Die Übermittlung der in Ab
satz 1 Nummer 8 genannten Information erfolgt ausschließlich an 
das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik.“ 

c) In Absatz 8 Satz 1 wird nach der Angabe „Informationstechnik“ 
die Angabe „innerhalb von vier Wochen nach Inkrafttreten der 
Rechtsverordnung nach § 4 Absatz 3 und § 5 Absatz 1“ eingefügt. 
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5. § 9 Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt: 

(3) „ Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophen
hilfe leitet die Mitteilung der Europäischen Kommission, einen Betrei
ber kritischer Anlagen als kritische Einrichtung von besonderer Bedeu
tung für Europa zu betrachten, unverzüglich an jenen und an die zu
ständige Behörde weiter. Ab dem Eingang der Mitteilung nach Satz 1 
beim Betreiber kritischer Anlagen gelten die in den §§ 12 und 13 vor
gesehenen Verpflichtungen für den Betreiber kritischer Anlagen auf
grund seiner Eigenschaft als kritische Einrichtung mit besonderer Be
deutung für Europa.“ 

6. In § 13 Absatz 5 wird die Angabe „bis einschließlich 17. Januar 2026“ 
durch die Angabe „spätestens acht Monate nach Inkrafttreten der 
Rechtsverordnung nach § 4 Absatz 3 und § 5 Absatz 1“ ersetzt. 

7. § 14 Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In der Angabe vor Nummer 1 wird die Angabe „§ 3 Absatz 2 
Nummer 2 bis 12“ durch die Angabe „§ 3 Absatz 2 Nummer 2 
bis 11 sowie in den in den Rechtsverordnungen nach § 3 Absatz 3 
Satz 1 und 2 bestimmten Bereichen“ ersetzt. 

b) Die Nummern 4 und 5 werden durch die folgenden Nummern 4 
bis 7 ersetzt: 

4. „ das Bundesministerium für Verkehr, 

5. das Bundesministerium für Digitales und Staatsmodernisie
rung, 

6. das Bundesministerium für Forschung, Technologie und 
Raumfahrt und  

7. das Bundesministerium für Arbeit und Soziales.“ 

8. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „nach § 32 Absatz 1 des BSI-
Gesetzes“ gestrichen. 

b) Nach Absatz 9 wird der folgende Absatz 10 eingefügt: 

(10) „ Bei der Übermittlung von Meldungen über Vorfälle 
nach Absatz 4, 5 und 7 sowie bei der Erstellung von Lagebildern 
nach Absatz 8 sind die erforderliche Vertraulichkeit sowie die 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse des Betreibers kritischer An
lagen zu beachten.“ 

9. § 26 wird gestrichen. 

Artikel 9 

Änderung des BSI-Gesetzes 

Das BSI-Gesetz vom 2. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 301, S. 2), 
das durch Artikel 4 des Gesetzes vom 11. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 66) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Nummer 23 wird durch die folgende Nummer 23 ersetzt: 
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23. „ „kritische Komponenten“ IKT-Produkte, die in einer Rechtsver
ordnung aufgrund von § 56 Absatz 6 als kritische Komponenten 
bestimmt werden;“. 

2. § 33 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 in der Angabe vor Nummer 1 wird die Angabe „Do
main-Name-Registry-Diensteanbieter“ durch die Angabe „Do
main-Name-Registry-Dienstleister“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Angabe „Betreibern kritischer Anlagen“ 
durch die Angabe „kritischen Anlagen“ ersetzt. 

c) Absatz 5 wird durch den folgenden Absatz 5 ersetzt: 

(5) „ Wenn sich nach Absatz 1 zu übermittelnde Angaben 
ändern, sind diese Änderungen dem Bundesamt unverzüglich, 
spätestens jedoch binnen zwei Wochen ab dem Zeitpunkt, zu dem 
die Einrichtung Kenntnis von der Änderung erhalten hat, zu über
mitteln.“ 

3. § 35 Absatz 2 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 

„Besonders wichtige Einrichtungen und wichtige Einrichtungen aus 
den Sektoren Finanzwesen, Leistungen der Sozialversicherung sowie 
Grundsicherung für Arbeitsuchende, digitale Infrastruktur, Verwal
tung von IKT-Diensten und Digitale Dienste teilen den potenziell von 
einer erheblichen Cyberbedrohung betroffenen Empfängern ihrer 
Dienste und dem Bundesamt unverzüglich alle Maßnahmen oder Ab
hilfemaßnahmen mit, die diese Empfänger als Reaktion auf diese Be
drohung ergreifen können.“ 

4. § 66 wird durch den folgenden § 66 ersetzt: 

§ 66„ 

Anwendungsbestimmungen und Übergangsregelung 

§ 2 Nummer 22 und 24 sowie § 33 Absatz 2 und 5 sind erst anzu
wenden, wenn eine Rechtsverordnung auf der Grundlage des § 4 Ab
satz 3 und § 5 Absatz 1 des KRITIS-Dachgesetzes in Kraft getreten ist. 
Bis zum Inkrafttreten dieser Rechtsverordnung sind § 2 Nummer 22 
und 24 sowie § 33 Absatz 2 in der bis einschließlich 16. März 2026 
geltenden Fassung sowie § 33 Absatz 5 in der bis einschließlich … 
[einsetzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nach Artikel 12 Absatz 1] geltenden Fassung weiter anzuwenden.“ 

    Artikel 10 

Änderung des Asylgesetzes 

Das Asylgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Septem
ber 2008 (BGBl. I S. 1798), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
23. April 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 111) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
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1. In § 47 Absatz 1a wird die Angabe „(§§ 29a und 29b)“ durch die An
gabe „nach den §§ 29a oder 29b oder nach Artikel 62 Absatz 1 bis 1b 
der Verordnung (EU) 2024/1348“ ersetzt. 

2. § 87e wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Angabe „(1)“ gestrichen. 

b) Die Absätze 2 und 3 werden gestrichen.‘ 

5. Der bisherige Artikel 7 wird zu Artikel 11 und die Angabe „Artikel 1 Num
mer 5“ wird durch die Angabe „Artikel 1 Nummer 6“ ersetzt. 

6. Der bisherige Artikel 8 wird durch den folgenden Artikel 12 ersetzt: 

Artikel 12„  

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 am Tag nach 
der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 8 Nummer 7 tritt am 1. Januar 2030 in Kraft. 

(3) Artikel 10 Nummer 2 tritt am 1. Oktober 2026 in Kraft.“ 

7. Die Liste der EU-Rechtsakte wird durch die folgende Liste der EU-Rechts
akte ersetzt:  

„EU-Rechtsakte: 

1. Verordnung (EU) 2018/1806 des Europäischen Parlaments und des Ra
tes vom 14. November 2018 zur Aufstellung der Liste der Drittländer, 
deren Staatsangehörige beim Überschreiten der Außengrenzen im Be
sitz eines Visums sein müssen, sowie der Liste der Drittländer, deren 
Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind (ABl. L 303 vom 
28.11.2018, S. 39), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2025/11 vom 
19. Dezember 2024 (ABl. L, 2025/11, 14.1.2025) geändert worden ist 

2. Richtlinie (EU) 2022/2557 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 14. Dezember 2022 über die Resilienz kritischer Einrichtungen 
und zur Aufhebung der Richtlinie 2008/114/EG des Rates (ABl. L 333 
vom 27.12.2022, S. 164), die durch die Delegierte Verordnung (EU) 
2023/2450 vom 25. Juli 2023 (ABl. L, 2023/2450, 30.10.2023) geän
dert worden ist 

3. Verordnung (EU) 2024/1348 des Europäischen Parlaments und des Ra
tes vom 14. Mai 2024 zur Einführung eines gemeinsamen Verfahrens 
für internationalen Schutz in der Union und zur Aufhebung der Richt
linie 2013/32/EU (ABl. L, 2024/1348, 22.5.2024; L, 2025/90922, 
25.11.2025)“. 

Begründung 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a) 

Es handelt sich um eine Verweiskorrektur. Die Ablehnung eines Asylantrags als 
offensichtlich unbegründet in Fällen, in denen der Antragsteller aus einem siche
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ren Herkunftsstaat im Sinne der Verordnung (EU) 2024/1348 kommt, ist künftig 
in § 30 des Asylgesetzes in Verbindung mit Artikel 42 Absatz 1 Unterabsatz 1 
Buchstabe e oder Artikel 42 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EU) 2024/1348 geregelt. 

Zu Buchstabe b) 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe c) 

Der Änderungsbefehl zu § 60a Absatz 2 Satz 4 war in dieser Form bereits in der 
Kabinettfassung enthalten. 

Beim Änderungsbefehl zu § 60a Absatz 6 Satz 1 Nummer 3 handelt es sich um 
redaktionelle Korrekturen. In Folge der Änderungen der Regelung in dem Gesetz 
zur Anpassung des nationalen Rechts an die Reform des Gemeinsamen Europäi
schen Asylsystems (GEAS-Anpassungsgesetz, BGBl. 2026 I Nr. 111 vom 28. 
April 2026) und dem Gesetz zur Bestimmung sicherer Herkunftsstaaten durch 
Rechtsverordnung und zur Abschaffung des anwaltlichen Vertreters bei Abschie
behaft und Ausreisegewahrsam (BGBl. 2025 I Nr. 365 vom 23. Dezember 2025) 
wurde der Verweis auf § 29b des Asylgesetzes aufgrund eines redaktionellen Ver
sehens doppelt eingefügt und wird daher einmal gestrichen. Der Anwendungsbe
reich muss sich zudem auch auf sichere Herkunftsstaaten im Sinne des Artikels 
62 Absatz 1 bis 1b der Verordnung (EU) 2024/1348 erstrecken und wird daher 
um einen entsprechenden Verweis ergänzt. Die Angabe „einer Beratung nach“ ist 
ebenfalls redundant und wird daher gestrichen. 

Zu Buchstabe d) 

Redaktionelle Folgeänderung. 

Zu Buchstabe e) 

Zu Buchstabe aa) 

Zu Buchstabe aaa) 
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht vor, dass ein Aufenthaltsrechtsge
fälle im Sinne des § 85a Absatz 1 Nummer 2 vorliegt, wenn die Mutter oder der 
Ankennende die deutsche Staatsangehörigkeit, ein unbefristetes Aufenthaltsrecht 
oder als Staatsangehöriger der Schweiz oder als dessen Familienangehöriger eine 
Aufenthaltserlaubnis nach dem Freizügigkeitsabkommen EU/Schweiz besitzt und 
die jeweils andere Person ausreisepflichtig ist. Von der Gruppe der ausreisepflich
tigen Personen sind auch diejenigen erfasst, die eine Beschäftigungsduldung nach 
§ 60d besitzen. Beschäftigungsduldungen werden in der Regel für die Dauer von 
30 Monaten erteilt und kommen erst dann in Betracht, wenn der Ausländer seit 
mindestens zwölf Monaten im Besitz einer Duldung ist und seit mindestens zwölf 
Monaten eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung mit einer regelmäßi
gen Arbeitszeit von mindestens 20 Stunden pro Woche ausübt. Die Personen sind 
folglich gut in den Arbeitsmarkt integriert und ihnen soll bei weiterem Vorliegen 
der Voraussetzungen nach Ablauf der Beschäftigungsduldung eine Aufenthalts
erlaubnis nach § 25b Absatz 6 erteilt werden. Sie verfügen vor diesem Hinter
grund über eine vergleichsweise gute Bleibeperspektive, weshalb sie aus dem auf
enthaltsrechtlichen Gefälle ausgenommen werden sollen. Eine missbräuchliche 
Anerkennung der Vaterschaft zum Zwecke der Erlangung einer Aufenthaltser
laubnis dürfte in diesen Fällen daher unwahrscheinlich sein. Personen, die eine 
Ausbildungsduldung nach § 60c besitzen, werden weiterhin von § 85a Absatz 1 
Nummer 2 erfasst. Bei ihnen ist jedoch im Rahmen der Prüfung, ob eine miss
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bräuchliche Anerkennung vorliegt (§ 85b Absatz 1), zu berücksichtigen, dass sie 
für den Fall einer Beschäftigung im Anschluss an die Ausbildung auch eine kon
krete aufenthaltsrechtliche Perspektive haben (beispielsweise nach § 19d) und 
deshalb viel dafür spricht, dass die Absicht, einen aufenthaltsrechtlichen Vorteil 
zu erlangen, nicht vorliegt. 

Zu Buchstabe bbb) 

Die in § 85a Absatz 2 Nummer 4 vorgesehene Ausnahme vom Zustimmungser
fordernis wegen gemeinsamen Wohnsitzes soll bereits dann greifen, wenn der 
Anerkennende und die Mutter im Zeitpunkt der öffentlichen Beurkundung der 
Anerkennungserklärung seit mindestens 14 Monaten mit gemeinsamem Haupt
wohnsitz in einem deutschen Melderegister geführt werden und sie unter diesem 
Hauptwohnsitz in einem gemeinsamen Haushalt in einer Wohnung zusammenle
ben. Der Regierungsentwurf sah einen Zeitraum von 18 Monaten vor, ließ aber 
nicht hinreichend klar erkennen, wie dieser Zeitraum nachvollzogen werden soll. 
Daher wird klarstellend ergänzt, dass die Frist der Eintragung des gemeinsamen 
Hauptwohnsitzes in das Melderegister beginnt. Damit wird eine missbräuchliche 
Rückdatierung ausgeschlossen. Besteht ein gemeinsamer Wohnsitz noch nicht so 
lange oder fehlt eine Meldung als gemeinsamer Hauptwohnsitz ganz, ist – wenn 
eine andere Ausnahmeregelung nicht greift – das Zustimmungsverfahren erfor
derlich und das Standesamt kann die Vaterschaft im Geburtenregister grundsätz
lich erst nach Vorlage der Zustimmung der Ausländerbehörde eintragen. Die Aus
länderbehörde hat dann im Rahmen des Zustimmungsverfahrens aber insbeson
dere zu prüfen, ob der Vermutungstatbestand nach § 85b Absatz 3 Nummer 1 er
füllt ist. 

Zu Buchstabe bb) 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht vor, dass vermutet wird, dass die 
Anerkennung der Vaterschaft nicht missbräuchlich ist, wenn die Antragsteller be
legen können, dass sie zum Zeitpunkt des Antrags auf Zustimmung seit mindes
tens sechs Monaten in einem gemeinsamen Haushalt wohnen. Der Zeitraum soll 
von sechs auf acht Monate angehoben werden, weil aus Sicht des Ausschusses 
erst bei acht Monaten Zusammenleben (also nahezu der Länge der Schwanger
schaft oder einer vergleichbar langen Erziehungszeit für das Kind) vermutet wer
den sollte, dass die Anerkennung der Vaterschaft gerade nicht gezielt zur Erlan
gung eines Aufenthaltstitels für eine erlaubte Einreise oder einen erlaubten Auf
enthalt stattgefunden hat. Die Vermutung erlaubt es der Ausländerbehörde, die 
Zustimmung zu erteilen und von einer vertieften Amtsermittlung abzusehen, 
wenn sie für einen Missbrauch im Übrigen noch keine Anhaltspunkte feststellen 
konnte.  

Es erscheint zugleich für die Betroffenen zumutbar, dass die Vermutungswirkung 
erst nach 8 Monaten Zusammenleben eintritt, wenn die Vaterschaft bewusst für 
ein nicht leibliches Kind des Mannes anerkannt werden soll. In Fällen eines auf
enthaltsrechtlichen Gefälles ist es nicht ausgeschlossen, dass bei einem kürzeren 
Zusammenleben tatsächlich eine Missbrauchsmotivation bestehen könnte und das 
Zusammenleben allein auf einer entsprechenden Missbrauchsabsprache beruht. 
Ab acht Monaten Dauer geht der Ausschuss aber davon aus, dass das Zusammen
leben in aller Regel nicht mehr allein auf einer Missbrauchsabsprache beruhen 
kann.  

Bei einem leiblichen Kind besteht das Bedürfnis nach Anwendung des Vermu
tungstatbestands in der Regel nicht; wird die leibliche Abstammung nachgewie
sen, ist die Anerkennung der Vaterschaft aufenthaltsrechtlich nicht zustimmungs
bedürftig. Daher muss der Vermutungstatbestand nicht auf diesen Fall ausgerich
tet werden.  
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Zu Buchstabe f) 
Redaktionelle Folgeänderung 

Zu Nummer 2  

Zu Buchstabe a) 

Die Überschrift des § 1598 wird an die Änderung durch das Gesetz zur Umset
zung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zur Vaterschaftsanfechtung 
(BGBl. I 2026 Nr. 83) angepasst. 

Zu Buchstabe b) 

§ 1598 Absatz 1 Satz 1 wird an die Änderung durch das Gesetz zur Umsetzung 
des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zur Vaterschaftsanfechtung (BGBl. I 
2026 Nr. 83) angepasst. 

Zu Nummer 3  

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Änderung in § 85a Absatz 2 Nummer 
4 AufenthG-E.  

Zu Nummer 4  

Zu Artikel 7 

In Bezug auf Streitigkeiten im Zusammenhang mit den §§ 41f und 41g EnWG 
wird nunmehr ausdrücklich geregelt, dass diese nicht von § 102 Absatz 1 Satz 1 
EnWG erfasst sind. Insoweit kann dahingestellt bleiben, ob sich dies bereits dar
aus ergibt, dass es sich dabei um Vorgaben handelt, die die Vertragsabwicklung 
betreffen und damit das „Wie“ konkretisieren. Sofern sich durch die durch das 
Gesetz zur Änderung des Energiewirtschaftsrechts, zur Stärkung des Verbrau
cherschutzes im Energiebereich sowie zur Änderung weiterer energierechtlicher 
Vorschriften vom 18. Dezember 2025 erfolgte Überführung der Regelungen zu 
den Voraussetzungen von Versorgungsunterbrechungen aus der Gasgrundversor
gungsverordnung sowie der Stromgrundversorgungsverordnung in das Energie
wirtschaftsgesetz Irritationen in Bezug auf die Zuständigkeit der Amts- bezie
hungsweise Landgerichte ergeben haben sollten, werden diese hiermit beseitigt. 
Die Regelung soll zudem verhindern, dass sich in den Fällen der §§ 41f und 41g 
EnWG, insbesondere im Falle des § 41f EnWG, der auch außerhalb der Grund
versorgung Anwendung findet, eine uneinheitliche Handhabung der Zuständig
keit ergeben könnte. Aus Gründen des Verbraucherschutzes erscheint es zudem 
sachgerecht, dass in Streitfällen im Zusammenhang mit Versorgungsunterbre
chungen die üblichen streitwertabhängigen Zuständigkeiten gelten und damit ent
sprechend den in dem Beschluss des BGH vom 17.07.2018 (EnWZ 2018, 352) 
ausgeführten Erwägungen in den meisten Fällen die Amtsgerichte zuständig sind.  

Umkehrschlüsse dahingehend, dass bürgerliche Streitigkeiten, die nicht explizit 
durch § 102 Absatz 3 von der Anwendung der Absätze 1 und 2 ausgenommen 
sind, diesen Absätzen unterfallen, verbieten sich. 

Zu Artikel 8 

Zu Nummer 1 

Die Erweiterung des Anlagenbegriffs auf „Software und IT-Dienste“ beruht auf 
der Konnexität zwischen dem KRITIS-Dachgesetz (KRITISDachG) und dem 
BSI-Gesetz (BSIG) und der für beide Gesetze in den Rechtsfolgen geltenden Ver
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ordnung zur Bestimmung kritischer Anlagen gemäß § 4 Absatz 3 und § 5 Ab
satz 1 KRITISDachG sowie § 2 Nummer 22 BSIG. 

Der Anlagenbegriff mit Bezugnahme auf IT-Dienste und Software ist auch in § 1 
der geltenden BSI-Kritisverordnung vom 22. April 2016 (BGBl. I S. 958), die zu
letzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 11. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 66) ge
ändert worden ist, enthalten. 

Statt einer Erweiterung der Definition in der Rechtsverordnung zur Bestimmung 
kritischer Anlagen nach § 4 Absatz 3 und § 5 Absatz 1 KRITISDachG soll der 
Anlagenbegriff umfassend im KRITISDachG definiert werden.  

Es gilt trotz der geänderten Definition, dass das KRITISDachG lediglich die phy
sische Resilienz umfasst und das BSIG Vorgaben über die IT-Sicherheit vorsieht. 
Dies wird durch den Zusatz in Satz 2 klargestellt. Die darin vorhergesehene Ab
grenzung betrifft folglich nur das Verhältnis des KRITISDachG zum BSI-G. Die 
physische Resilienz nach dem KRITISDachG kann aber auch Prozesse betreffen, 
die IT-Dienste oder Software beinhalten, z.B. die Kontrolle von Außenstellen von 
Wasserwerken und die Nutzung von Sicherheitstechnik (Zaunüberwachung, Ka
meras).  

Zu Nummer 2 

Die Änderung erfolgt auf Grund der Protokollerklärung (Ziffer 8) der Bundesre
gierung zu TOP 2 der 1062. Sitzung des Bundesrates am 6. März 2026. Die Bun
desregierung hat hierin eine Prüfung der Zuständigkeitsregelung in § 3 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 4 KRITISDachG hinsichtlich der kritischen Dienstleistung des 
Eisenbahnverkehrs zugesichert. Da für weitere kritische Dienstleistungen eine 
Verordnungsermächtigung in § 3 Absatz 3 KRITISDachG für die Festlegung der 
Zuständigkeit von Bundesbehörden vorgesehen ist, soll Nummer 4 an dieser 
Stelle gestrichen werden. Die Festlegung der zuständigen Bundesbehörde erfolgt 
im Rahmen der auf § 3 Absatz 3 KRITISDachG basierenden Rechtsverordnung. 

Bei den Änderungen zu bb bis dd handelt es sich um Folgeänderungen auf Grund 
der Streichung des § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 KRITISDachG. 

Zu Nummer 3 

§ 5 Absatz 3 KRITISDachG dient der Bestimmung weiterer kritischer Anlagen 
im Einzelfall außerhalb der Bestimmung kritischer Anlagen nach der Rechtsver
ordnung gemäß § 4 Absatz 4 und § 5 Absatz 3 KRITISDachG. Der zu streichende 
Halbsatz war auf Grund eines Büroversehens im parlamentarischen Verfahren er
gänzt worden. Die Regelung enthält nach der Streichung des betroffenen Halbsat
zes die Formulierung des Regierungsentwurfs und ist so konsistent mit dem nach
folgenden § 5 Absatz 4 Satz 2 KRITISDachG. 

Die Einzelfallidentifizierung soll im Hinblick auf Anlagen möglich sein, die für 
die Erbringung kritischer Dienstleistungen erheblich sind und für die sowohl Lan
des- als auch Bundesbehörden zuständige Behörden sein können. Dies unter
streicht auch § 5 Absatz 4 Satz 2 KRITISDachG, der bei der Feststellung der Er
heblichkeit einer Anlage nach Absatz 3 ein Benehmen des Bundesministeriums 
des Innern mit den jeweils zuständigen Landesbehörden vorsieht. 

Zu Nummer 4 

Zu  

Die bisherige Frist war zu einem Zeitpunkt eingefügt worden, als mit einem frühe
ren Inkrafttreten des KRITISDachG gerechnet werden konnte. Da die Registrie



 – 12 –  

rung von der Bestimmung kritischer Anlagen abhängig ist, setzt die Frist von drei 
Monaten mit Inkrafttreten der Rechtsverordnung zur Bestimmung kritischer An
lagen gemäß § 4 Absatz 3 und § 5 Absatz 1 KRITISDachG ein. Dort wird mithilfe 
einer Stichtagsregelung definiert, ab welchem Zeitpunkt eine Anlage als kritisch 
gilt. Aus Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2022/2557 über die Resilienz kri
tischer Einrichtungen ergibt sich die Pflicht zur Ermittlung Betreiber kritischer 
Anlagen bis zum 17. Juli 2026.  

Bei der Streichung des Klammerzusatzes „(Registrierung)“ handelt es sich um 
eine Klarstellung. Bei der Übermittlung der Daten nach Absatz 1 soll es sich nicht 
um den Ausgangspunkt der Registrierung nach § 8 Absatz 7 KRITISDachG han
deln, ab dem die Fristen für die Verpflichtungen nach dem KRITISDachG für den 
Betreiber kritischer Anlagen anfangen zu laufen. Die Registrierung im Sinne von 
§ 8 Absatz 7 KRITISDachG ist erst mit Mitteilung an den Betreiber kritischer 
Anlagen nach § 8 Absatz 5 Satz 1 KRITISDachG erfolgt. Die vermeintliche Le
galdefinition in dem Klammerzusatz war daher rechtsförmlich fehlerhaft. 

Die Ergänzung in Nummer 3 um die Nennung des Namens oder einer referenzier
baren Bezeichnung der kritischen Anlage ist erforderlich, um eine Anlage genau 
zu identifizieren. 

Zu  

Die Mitteilung über die Registrierung soll grundsätzlich innerhalb von vier Wo
chen vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) an 
den Betreiber übermittelt werden. Die genauen Einzelheiten des Registrierungs
verfahrens sollen gemäß § 8 Absatz 8 KRITISDachG vom BBK sowie dem Bun
desamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) festgelegt werden. Dies 
umfasst auch die Art der Mitteilung. 

Es handelt sich darüber hinaus um eine Klarstellung, dass mit Mitteilung des BBK 
an den Betreiber die Registrierung geprüft und abgeschlossen wird, sodass gemäß 
§ 8 Absatz 7 KRITISDachG die Fristen für die Verpflichtungen beginnen.  

Zu Buchstabe c 

Es handelt sich um eine Klarstellung, dass die Festlegung der Einzelheiten zur 
Ausgestaltung des Registrierungsverfahrens innerhalb von vier Wochen nach In
krafttreten der Rechtsverordnung nach § 4 Absatz 3 und § 5 Absatz 1 KRITIS
DachG erfolgt. 

Zu Nummer 5 

Es handelt sich um eine Klarstellung, mit der Artikel 17 Absatz 4 der Richtlinie 
(EU) 2022/2557 auch ausdrücklich umgesetzt wird.  

Zu Nummer 6 

Die Frist war zu einem Zeitpunkt eingefügt worden, als mit einem früheren In
krafttreten des KRITISDachG gerechnet werden konnte. Da die Frist in der Ver
gangenheit liegt, muss sie gestrichen werden. Stattdessen wird eine Frist von spä
testens acht Monaten nach Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach § 4 Absatz 3 
und § 5 Absatz 1 KRITISDachG eingefügt. 

Zu Nummer 7 

Bei der Änderung des § 14 Absatz 3 KRITISDachG handelt es sich um eine 
Folgeänderung auf Grund der Änderung in Nummer 1, der Streichung von § 3 
Absatz 2 Nummer 4 KRITISDachG. Weiterhin müssen noch Bereiche, die noch 
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nicht in § 3 Absatz 2 Satz 1 KRITISDachG festgelegt sind, von der Verordnungs
ermächtigung umfasst sein. 

Nach dem Organisationserlass des Bundeskanzlers vom 6. Mai 2025 (BGBl. 2025 
I Nr. 131) ist das Bundesministerium für Forschung, Technologie und Raumfahrt 
für den Sektor Weltraum zuständig. Dementsprechend wird dieses Bundesminis
terium in der Aufzählung der ermächtigten Bundesministerien zur Festlegung von 
sektorspezifischen Mindestvorgaben ergänzt. Ebenso wird das Bundesministe
rium für Arbeit und Soziales in die Liste aufgenommen. 

Zu Nummer 8 

Bei der Streichung in § 18 Absatz 1 KRITISDachG handelt es sich um eine Klar
stellung. Bei der in § 18 Absatz 1 KRITISDachG erwähnten Meldestelle handelt 
es sich um eine gemeinsam von BBK und BSI eingerichtete Meldestelle. Der Ver
weis auf § 32 Absatz 1 BSIG ist nicht notwendig und wird zur Klarstellung ge
löscht. 

Bei der Ergänzung des § 18 Absatzes 10 KRITISDachG handelt es sich um eine 
Klarstellung, mit der zudem Artikel 15 Absatz 3 Satz 2 der Richtlinie (EU) 
2022/2557 ausdrücklich umgesetzt wird. 

Zu Nummer 9 

Die Übergangsregelung in § 26 KRITISDachG ist nicht erforderlich. Die Regist
rierung beginnt erst mit dem Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach § 4 Ab
satz 3 und § 5 Absatz 1 KRITISDachG und ist vorher nicht möglich.  

Zu Artikel 9 

Zu Nummer 1 

Es handelt sich um die Korrektur redaktioneller Versehen und um redaktionelle 
Klarstellungen im BSIG.  

Zu Nummer 2 

Die Anpassung in § 33 Absatz 2 BSIG soll das Verhältnis von § 33 Absatz 1 und 
2 BSIG klarstellen. Eine Registrierung der kritischen Anlagen erfolgt über § 8 
KRITISDachG. Die Registrierung als besonders wichtige Einrichtung aufgrund 
der Eigenschaft als Betreiber kritischer Anlagen erfolgt weiterhin über § 33 Ab
satz 1 BSIG und wird nicht durch die Regelung in § 33 Absatz 2 BSIG verdrängt.  

§ 33 Absatz 5 BSIG ist aufgrund der nach § 8 KRITISDachG beim BBK erfol
genden Registrierung der Betreiber kritischer Anlagen neuzufassen. Eine Über
mittlung von Änderungen der Versorgungswerte sowie des Einsatzes kritischer 
Komponenten soll an das BBK erfolgen. § 8 Absatz 5 und 6 KRITISDachG sehen 
entsprechende Übermittlungspflichten der Betreiber kritischer Anlagen an das 
BBK sowie die Weitergabe der Änderungen durch das BBK an das BSI vor.  

Zu Nummer 3 

Es handelt sich um die Korrektur redaktioneller Versehen und um redaktionelle 
Klarstellungen im BSIG. 

Zu Nummer 4 

Es handelt sich um eine Ergänzung des Verweises auf § 33 Absatz 2 BSIG sowie 
die Aufnahme von § 33 Absatz 5 BSIG aufgrund der entsprechenden Neufassung. 
§ 33 Absatz 5 BSIG muss aufgrund der Fortgeltung von § 33 Absatz 2 BSIG 
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ebenfalls bis zum Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach § 4 Absatz 3 und § 5 
Absatz 1 KRITISDachG in seiner bisher geltenden Fassung Anwendung finden, 
um eine Verpflichtung zur Übermittlung von Änderungen für diesen Zeitraum si
cherzustellen. 

Zu Artikel 10 

Zu Nummer 1 

Es handelt sich um eine Verweiskorrektur. Der Anwendungsbereich der Regelung 
muss sich neben sicheren Herkunftsstaaten nach §§ 29a und 29b des Asylgesetzes 
auch auf sichere Herkunftsstaaten im Sinne des Artikels 62 Absatz 1 bis 1b der 
Verordnung (EU) 2024/1348 erstrecken und wird daher um einen entsprechenden 
Verweis ergänzt. 

Zu Nummer 2 

Die Verordnung (EU) 2024/1347 ist nach Artikel 288 Absatz 2 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) in allen ihren Teilen verbind
lich und gilt unmittelbar. In Artikel 42 legt diese Verordnung als Anwendungs
zeitpunkt den 12. Juni 2026 fest. Eine Unterscheidung zwischen laufenden Ver
fahren und neuen Anträgen ab diesem Datum wird nicht gemacht. Entsprechend 
regelt Artikel 41 Unterabsatz 1 Satz 1 Verordnung (EU) 2024/1347 die Aufhe
bung der zuvor geltenden Richtlinie 2011/95/EU zu diesem Datum. Raum für eine 
hiervon abweichende Regelung besteht nicht. Daher werden die Absätze 2 und 3 
von § 87e Asylgesetz (AsylG) gestrichen. Ab dem 12. Juni 2026 wird bei der 
Prüfung, ob der internationale Schutz zuzuerkennen oder zu entziehen ist, die Ver
ordnung (EU) 2024/1347 angewandt. Dies gilt auch für Verfahren, die vor dem 
12. Juni 2026 begonnen worden sind. 

Ab dem 12. Juni 2026 entfallen sowohl § 26 AsylG als auch § 73a AsylG in der 
bis zum 11. Juni 2026 geltenden Fassung des Asylgesetzes. In Fällen von vor dem 
12. Juni 2026 zuerkanntem abgeleitetem Schutz nach § 26 AsylG in der bis zum 
11. Juni 2026 geltenden Fassung, in denen der Schutzstatus der Person, von der 
der Schutz abgeleitet wurde, nach dem bis zum 12. Juni 2026 anwendbaren Recht 
aberkannt wurde oder nach dem ab dem 12. Juni 2026 geltenden Recht entzogen 
worden ist oder wird oder nach § 72 AsylG erloschen ist, ist weiterhin zu prüfen, 
ob auch der abgeleitete Schutz der Familienangehörigen zu entziehen ist, wenn 
ihnen nicht aus anderen Gründen internationaler Schutz zuzuerkennen ist. Die 
Prüfung richtet sich hinsichtlich der Asylberechtigung und des Flüchtlingsschut
zes nach Artikel 11 i. V. m. Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a Verordnung (EU) 
2024/1347. Der Wegfall der Schutzzuerkennung des Stammberechtigten, von 
dem der Schutz abgeleitet wird, stellt einen weggefallenen Umstand i. S. d. Arti
kel 11 Absatz 1 Satz 1 Buchstabe e oder f Verordnung (EU) 2024/1347 dar, auf
grund dessen der abgeleitete Flüchtlingsschutz zuerkannt oder die abgeleitete 
Asylberechtigung anerkannt wurde. Für den abgeleiteten subsidiären Schutz rich
tet sich die Prüfung nach Artikel 16 Absatz 1 i.V.m. Artikel 19 Absatz 1 Buch
stabe a Verordnung (EU) 2024/1347.  Der Wegfall der Schutzzuerkennung des 
Stammberechtigten, von dem der Schutz abgeleitet wird, stellt einen nicht mehr 
bestehenden Umstand im Sinne des Artikel 16 Absatz 1 Verordnung (EU) 
2024/1347 dar, aufgrund dessen der abgeleitete subsidiäre Schutz zuerkannt 
wurde. 

Zu Nummer 5 

Es handelt sich um eine Folgeänderung wegen der Ergänzung der neuen Artikel 
7 bis 10. Die geänderte Nummerierung der Änderungen des Aufenthaltsgesetzes 
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ist zudem in der Bezeichnung der Vorschriften zu berücksichtigen, die das Grund
recht auf Fortbestand der deutschen Staatsangehörigkeit (Artikel 16 Absatz 1 
Satz 2 des Grundgesetzes) einschränken. 

Zu Nummer 6 

Die vorgesehenen Änderungen treten mit Ausnahme des Artikels 8 Nummer 7 
(KRITISDachG) und des Artikels 10 (AsylG) am Tag nach der Verkündung im 
Bundesgesetzblatt in Kraft. 

Artikel 8 Nummer 7 ändert § 14 Absatz 3 KRITISDachG, der auch gemäß Artikel 
10 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2557 und zur Stärkung 
der Resilienz kritischer Anlagen vom 11. März 2026 (BGBl. I Nr. 66) am 1. Ja
nuar 2030 in Kraft tritt. Damit soll der Entwicklung und Anerkennung von bran
chenspezifischen Resilienzstandards Vorrang gegeben werden vor einer Verord
nungsermächtigung für die Bundesressorts. 

Die Änderung des zum 12. Juni 2026 in Kraft tretenden § 87e AsylG tritt erst zum 
1. Oktober 2026 in Kraft. Dies ist der frühestmögliche Zeitpunkt, zu dem das für 
die Umsetzung zuständige Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) die 
aufgrund der geänderten Rechtslage erforderlichen Anpassungen im operativen 
Bereich (Überarbeitung von Dienstanweisungen, Gerüstbescheiden bzw. Text
bausteinen und Dokumentvorlagen) sowie auf technischer Ebene (Anpassungen 
der Entscheidungsmaske im Asylantragsbearbeitungssystem MARiS (Migrati
ons-Asyl-Reintegrationssystem) und in den Fachanwendungen) vornehmen kann. 
Im Übergangszeitraum zwischen dem 12. Juni 2026 und dem 30. September 2026 
wendet das BAMF in Konstellationen, in denen sich aufgrund der Verordnung 
(EU) 2024/1347 ein aus Sicht der Antragstellenden günstigerer Entscheidungs
maßstab ergibt als nach §§ 3 und 4 AsylG in der bis zum 11. Juni 2026 geltenden 
Fassung, bereits den Maßstab der Verordnung (EU) 2024/1347 an. Dadurch sollen 
rechtliche Beeinträchtigungen für die Antragstellenden vermieden werden. 
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